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läge der StrafProzeßordnung bzw. des Gesetzes zur Bekämpfung 

von Ordnungswidr igkeiten zu erfolgen.

3.5.2. Das Stel len von Forderungen gemäß § 11 Abs. 1 und 

3 VP-Gesetz

Die im § 11 Abs. 1 und 3 enthaltene Befugnis "Forderungen zu 

stel len" beinhaltet das Recht,  s ich zur Durchsetzung von 

gesetzl ichen Best immungen (§ 11 Abs. 1 Satz 1) und zur Vor­

beugung oder Abwehr von unmittelbaren Gefahren oder zur Be­

seit igung von Störungen (§ 11 Abs. 3) an Personen oder Per­

sonengruppen zu wenden und für diese Gebote oder Verbote aus­

zusprechen. Durch Forderungen können Personen zur Einhaltung 

des sozial ist ischen Rechts und zu einem solchen Verhalten ver­

anlaßt werden, das nicht zu Gefahren oder Störungen für die 

öffent l iche Ordnung und Sicherheit  führt .  Die Nutzung dieser 

im § 11 Abs. 1 und 3 normierten Bef iJgnis enthält  Potenzen 

für die pol i t isch-operat ive Tät igkeit  der Diensteinheiten der 

Linie IX, da sie als wirksames Instrument zur Vorbeugung von 

Rechtsverletzungen, vor al lem von rechtswidr igen Handlungen, 

die unterhalb der Schwel le zur strafrecht l ichen Relevanz vor­

getragen werden (Durchsetzung von gesetzl ichen Best immungen 

gemäß § 11 Abs« 1 Satz 1) oder zur Vorbeugung oder Abwehr 

von unmittelbaren Gefahren für die öffent l iche Ordnung und 

Sicherheit  genutzt werden kann.

Für die Lösung der den Diensteinheiten der Linie IX übertra­

genen Aufgaben ist  von besonderer Bedeutung, daß Forderungen 

gestel l t  werden können:

- zur vorbeugenden Verhinderung von Rechtsverletzungen.

Hiervon werden die Situat ionen erfaßt,  in denen es berei ts 

Entschlüsse, Pläne oder berei ts Handlungen gibt,  die jedoch


